Absender:

________________________

________________________

________________________



Datum: ________________

Die Senatorin für Kinder und Bildung
Rembertiring 8 - 12

28195 Bremen

Geltendmachung amtsangemessener Alimentation
Widerspruch und Antrag
Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lege ich Widerspruch gegen die Besoldungsmitteilung für den Monat Mai 2018 ein, mit der die Bezüge nach der Besoldungsgruppe A12 bzw. A13 berechnet werden und beantrage,

mir für die übertragene Tätigkeit eine amtsangemessene Besoldung nach der Besoldungsgruppe A13 zuzüglich der Zulage A13 Fn 15 gemäß der Anlage 6 BremBesG i.H.v. z.Z. € 86,73 zu gewähren.

Ich bin Lehrkraft im Beamtenverhältnis an der _____________________________-Schule.

Nach dem im Auftrag der Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft Bremen erstellten Rechtsgutachten des Prof. Dr. Ralf Brinktrine vom Januar 2018 sind nach der Novelle des BremLAG vom 14.12.2010 die einstmals bestehenden Unterschiede in der Ausbildung der verschiedenen Gruppen von Lehrkräften fast vollständig überwunden; fortbestehende Divergenzen sind von marginaler Bedeutung. Die unterschiedliche Einstufung von Lehrkräften, die einheitlich nach dem BremLAG 2010 ausgebildet werden bzw. ausgebildet worden sind, einerseits in das Eingangsamt der Besoldungsstufe A12 für Lehrkräfte an Grundschulen und im Sekundarstufe I-Bereich und andererseits in das Eingangsamt der Besoldungsstufe A13 für Lehrkräfte an Gymnasien und im Sek II-Bereich steht danach nicht im Einklang mit den Vorgaben des Alimentationsprinzips nach § 33 Abs. 5 GG. Sie widerspricht dem Alimentationsprinzip, weil sich kein sachlicher Grund (mehr) finden lässt, der eine niedrigere Einstufung von Grundschullehrkräften und solchen im SEK I-Bereich im Vergleich zu den anderen rechtfertigen kann. Die Ungleichbehandlung kann weder mit dem Kriterium divergierender Aus- und Fortbildung noch mit dem Merkmal unterschiedlicher Aufgaben und Anforderungen des Amtes begründet werden, da möglicherweise in dieser Hinsicht früher bestehende Unterschiede nicht mehr gegeben sind. Danach rechtfertigen Aspekte wie Ausbildungsstätte (für alle Lehrämter Universität), der Ausbildungsabschlüsse (für alle Lehrämter Master), des Vorbereitungsdienstes sowie der Praxiselemente keine unterschiedliche Behandlung. Gleiches gilt für das Ansehen des Amtes und mit dem Amt verbundene Verantwortung sowie Bedeutung der Schulform. Damit widerspricht die Ungleichbehandlung  auch dem Gleichbehandlungsgrundsatz des Artikels 3 Abs. 1 GG. 
Ist somit der Bremische Gesetzgeber gehalten, für alle Lehrkräfte, die über eine gleiche Aus- und Fortbildung sowie gleiche Abschlüsse verfügen, eine einheitliche Einstufung des Eingangsamtes für die Zukunft vorzunehmen, so gilt Gleiches auch für die Lehrkräfte, die vor der Vereinheitlichung der Lehrerausbildung ihren Dienst aufgenommen haben. Die unterschiedliche Vor- und Ausbildung steht dem nicht entgegen. Denn die bereits im Dienst befindlichen Lehrkräfte tragen im Schulalltag dieselbe Verantwortung und haben dieselben Leistungen zu erbringen wie die neu ausgebildeten Lehrkräfte. Auch kann auf ihre langjährige praktische Erfahrung verwiesen werden, die etwaige Ausbildungs- und Abschlussvorsprünge der neu ausgebildeten Lehrerinnen und Lehrer kompensiert. Hiernach ist auch hinsichtlich der bisherigen Lehrkräfte eine Anpassung der Besoldungseinstufung im Sinne einer höheren Einstufung vorzunehmen. 

Auch könnte bei der gebotenen Besoldungsreform die Nichtberücksichtigung der Altfälle eine Altersdiskriminierung i.S.d. AGG darstellen, weil die Altfälle allein wegen ihres früheren Diensteintrittes anders als die neu verbeamteten Lehrkräfte behandelt würden. 
Darüber hinaus ist Artikel 53 Abs. 1 BremVerf mit dem Verbot geschlechts- und altersbezogener Diskriminierung hier einschlägig, weil auch nach dieser Vorschrift für gleiche Tätigkeit und gleiche Leistung ein Anspruch auf gleichen Lohn besteht. 

Wenn Sie auf die Geltendmachung der Einrede der Verjährung verzichten, bin ich damit einverstanden, dass das Verfahren bis zum Abschluss in Parallelverfahren ausgesetzt wird. 

Des weiteren bitte ich um die Zusendung einer Eingangsbestätigung. 
Mit freundlichen Grüßen

